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Vorwort

Ra h men bed ingu ngen fü r den Hoch lauf der Wasserstoffwirtschaft setzen

Wasserstoff ist ein Schlüsselelement für eine erfolgreiche Energiewende. Deshalb brau-

chen wir einen passenden Handlungsrahmen für künftige Erzeugung, Speicherung, Trans-

port und Verteilung sowie für die Nutzung und Weiterverwendung von Wasserstoff. Auch

die entsprechenden lnnovationen und lnvestitionen in diesem Bereich müssen gefördert

werden.

ln der Hochlaufphase der Wasserstoffwirtschaft sind zu restriktive Vorgaben hinderlich.

Technologieoffenheit ist unerlässlich, um rasch eine erfolgreiche Wasserstoffwirtschaft

aufzubauen. Gleichzeitig muss die Wasserstoffinfrästruktur in Europa und Deutschland

entschlossen bereitgestellt und langfristige Planungssicherheit für Unternehmen gewähr-

leistet werden. Dabei gilt es, möglichst schnell und wirtschaftlich effizient alle Verbrauchs-

zentren auch in Süddeutschland anzubinden.

Wir werden einen Großteil des benötigten Wasserstoffs importieren. Hier müssen wir von

vorherein auf Diversifizierung setzen und zügig Partnerschaften mit geeigneten Produk-

tionsländern aufbauen, möglichst unter Einbindung unserer lndustrie. ln Deutschland und

Bayern besteht ein enormes Know-how für Wasserstofftechnologien. Um dieses Potenzial

auch für den Export voll auszuschöpfen, müssen wir eine erfolgreiche Anwendung dieser

Technologien auch im eigenen Land demonstrieren.

Mit dem konsequenten Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft können wir einen signifikanten

Beitrag zur globalen Energiewende und zum Erreichen der Klimaziele leisten, gleichzeitig

aber auch neue Wertschöpfungspotenziale erschließen.

Bertram Brossardt

[...]. Januar 2025
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Position auf einen Blick

L

Position a uf einen Blick

Wa sse rstoffwi rtschaft be nötigt gezie lte Förde ru ng, kohä re nten Rechts-
ra h men, schnel len I nfrastru ktu ra ufba u u nd i nternationa le Kooperationen

Förderung und Anreize

Um eine erfolgreiche Wasserstoffwirtschaft zu etablieren und Wertschöpfungspotenziale
zu heben, sind gezielte technologieoffene Fördermaßnahmen und Anreize erforderlich, die
Technologieentwicklung und Marktdurchdringung beschleunigen. Dazu zählen pilotpro-
jekte, Contracts for Difference, lnvestitionskostenzuschüsse und die Möglichkeit zur Kom-
bination verschiedener Förderprogramme. Eine erfolgreiche Wasserstoffwirtschaft setzt
voraus, dass sich für Erzeugungs- und Einkaufspreise sowie die Kosten für die darauffol-
genden Prozesse in absehbarer Zeit und mit hinreichender Planungssicherheit ein interna-
tional wettbewerbsfähiges Niveau abzeichnet.

Rechtsrahmen

Ein kohärenter regulatorischer Rahmen und eine technologieoffene, diversifizierte Heran-
gehensweise sind entscheidend für die erfolgreiche Etablierung der Wasserstoffwirtschaft.
Mit Blick auf die angestrebte Klimaneutralität sind alle Wasserstoffpfade in Richtung grü-
ner Wasserstoff zu entwickeln. Für die Hochlaufphase dürfen die Bedingungen dagegen
nicht zu restriktiv ausgestaltet sein. Das Vermeiden neuer und der Abbau bestehender bü-
rokratischer Hürden bei Erzeugung, Transport, Speicherung und Verwendung von Wasser-
stoff muss forciert werden.

lnfrastruktur und Erzeugung

Die schnelle und wirtschaftlich effiziente Vernetzung von Wasserstoffproduktions- und
-importstandorten mit allen relevanten Verbrauchszentren - namentlich auch in Süd-
deutschland - ist unerlässlich. Dabei müssen Synergien zwischen Erdgas- und Wasserstoff-
netzen genutzt werden. Notwendig sind ferner der Aufbau einer Hz-Tankinfrastruktur,
netzdienliche Elektrolyseure und Hz-Speicher auch im Süden sowie die parallele planung
eines COz-Transportnetzes.

lnternationale Kooperationen und Partnerschaften

Der Aufbau einer globalen Wasserstoffwirtschaft erfordert internationale Zusammen-
arbeit, frühzeitige strategische Partnerschaften und diversifizierte lmportquellen. Auch
Unternehmen sollten internationale Partnerschaften nutzen, um Exportpotenziale für
Technologie, Anlagen und Logistik zu heben.
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I Bedeutung von Wasserstoff

Molekü lwende ein leiten

Nur rund 20 Prozent unseres heutigen Endenergiebedarfs decken wir mit Strom. Der Rest

sind feste, flüssige und gasförmige kohlenstoffbasierte Energieträger. Für das künftig Ener-

giesystem gehen alle Szenarien davon aus, dass die Bedeutung von Strom zwar deutlich

steigt, neben den Elektronen aber auch die Moleküle wichtig bleiben. Hz und seine Folge-

produkte spielen hier eine entscheidende Rolle. Dazu müssen allerdings Wasserstoffpro-

jekte wie auch die Energiewende insgesamt zu einem Business Case werden. Das bedeutet

vor allem eine klare und verlässliche Perspektive für international wettbewerbsfähige Kos-

tenstrukturen.

Mit Blick auf die Versorgungssicherheit und den veralteten Kraftwerkspark für Reserveka-

pazitäten ist die Verabschiedung des Kraftwerkssicherheitsgesetzes (KWSG) von entschei-

dender Bedeutung. Auch in der längerfristigen Perspektive werden wir thermische Kraft-

werke benötigen, die wir in den dreißiger Jahren von Erdgas auf Wasserstoff umstellen

müssen, um die Klimaziele zu erreichen. Wasserstoff kann ferner im Energiesystem als sai-

sonaler Energiespeicher zusätzliche Flexibilität bereitstellen.

Wasserstoff ist für die chemische lndustrie und weitere lndustriezweige außerordentlich

bedeutend u nd bildet den Ausga ngspunkt wichtiger chemischer Wertschöpfungsketten'

Schon heute kommen in Deutschland jährlich etwa l-2,5 Milliarden Kubikmeter Wasser-

stoff zum Einsatz. Derzeit wird der überwiegende Teil in der chemischen lndustrie für stoff-

liche Zwecke eingesetzt, etwa zur Herstellung von Basischemikalien wie Ammoniak und

Methanol. Der Bedarf der Branche wird bis 2045 auf etwa das drei- bis siebenfache anstei-

gen. Ziel ist es, wichtige Grundstoffe wie Naphta, Ethylen und Flüssiggas durch Wasserstoff

und im Kreislauf geführten Kohlenstoff zu synthetisieren. Um diese immense Umstellung

bewerkstelligen zu können, werden für eine lange Übergangszeit verschiedene Technolo-

gien notwendig sein.

Flüssige oder gasförmige Energieträger werden zukünftig nicht nur in Sektoren wie Luft-

verkehr oder Schifffahrt zum Einsatz kommen, sondern beispielsweise auch in den Be-

standsflotten bei Pkw und Nutzfahrzeugen. Ein weiteres Einsatzgebiet ist die Wärme-

erzeugung in Wohn- und Nichtwohngebäuden. Für bestimmte Anwendungen (2. B. Pro-

zesswärme) werden sie aufgrund technischer oder wirtschaftlicher Restriktionen benötigt,

aber auch die Möglichkeit eines dezentralen Einsatzes in Haushalten ist mitzubedenken.

Die Verfügbarkeit ausreichender Mengen dieser klimaneutralen Energieträger zu wett-

bewerbsfähigen Preisen ist ausschlaggebend für die Aufrechterhaltung der
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Wettbewerbsfähigkeit der deutschen und bayerischen lndustrie sowie für eine in allen drei
Dimensionen nachhaltige Energiewende als Basis auch von Mobilitäts- und Wärmewende.

Der politisch angestrebte Wasserstoffhochlauf ist jedoch aufgrund fehlender Mengen, ho-
her Kosten und eines nicht finalen Regelungsrahmens akut gefährdet. lnsofern besteht
dringender Handlungsbedarf.

3
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2 Förderung und Anreize

Besch leu nigu ng des Hoch laufs der Wasserstoffwi rtschaft du rch gezielte

Unterstützung

Die Schaffung einer florierenden Wasserstoffwirtschaft erfordert gezielte Fördermaßnah-

men und Anreize, um sowohl die Technologieentwicklung als auch die Marktdurchdrin-

gung zu beschleunigen. Entscheidend ist dabei auch die Planbarkeit und Verlässlichkeit -
unabhängig von der aktuellen Haushaltslage.

Die Nationale Wasserstoffstrategie (NWS) setzt das Ziel für die heimische Elektrolysekapa-

zität auf zehn Gigawatt und beinhaltet bereits nützliche lnstrumente, die den Hochlauf der

Wasser,stoffwirtschaft in Deutschland unterstützen sollen. Diese müssen jedoch noch stär-

ker finanziell abgesichert und möglichst zeitnah umgesetzt werden. Zusätzlich ist eine grö-

ßere Technologieoffenheit notwendig (siehe auch unten, Kapitel 2).

Notwendig sind insbesondere folgende Maßnahmen:

Es müssen zügig Pilot- und Demonstrationsvorhaben für die gesamte Wertschöpfungs-

kette umgesetzt werden, um die Produktion vor Ort zu stärken.

- Carbon Contracts for Difference (CCfD) sind für bestimmte lndustrien ein geeignetes

lnstrument für lnvestitionen in Wasserstofftechnologien und die Wasserstoffabnahme.

Sie ermöglichen die Wettbewerbsfähigkeit von Wasserstoffeinkaufspreisen mit Ein-

kaufspreisen anderer Energieträger. lm Zusammenspiel mit Wasserstoffauktionen kann

ein Preissignal in den Markt gesendet werden, das die Unsicherheit von lnvestitionsent-

scheidungen verringert. Die Finanzierung dieser von der H2Global Stiftung und der EU-

Wasserstoffbank eingesetzten lnstrumente muss langfristig sichergestellt und auf ein

angemessenes Niveau erhöht werden. Die Förderung der Betriebsk-osten ist in der

Hochlaufphase von entscheidender Bedeutung (OPEX-Förderung). Dabei muss auch der

im internationalen Wettbewerb stehende Dienstleistungssektor mit entsprechender

lnfrastruktur, wie der Luftverkehr mit seinen Flughäfen, bei den CCfDs Berücksichtigung

finden.

- OPEX-Förderungen sollten weiterhin auch außerhalb der CCfD stattfinden, da CCfD nur

Leuchtturmprojekte betreffen. Es wird jedoch eine Förderung in der Breite benötigt.

- Zusätzlich bedarf es für den iechnologieaufbau einer umfassenden CAPEX-Förderung

sowohl für industrielle Großprojekte als auch kleinere, dezentrale Projekte. Lösungen,

die die Nutzung von Wassers[off ermöglichen, müssen stringent in allen lndustrien

gefördert werden. Hier ist die Anpassung der Förderrichtlinie,,Dekarbonisierung der

lndustrie", nun,,Bundesförderung lndustrie und Klimaschutz" (BlK), bei der nicht-ener-
. 

gieintensive lndustrien mit aufgenommen worden sind, zu begrüßen. Die vorgesehenen
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jährlichen Förderfenster müssen zuverlässig kommen und dürfen nicht erneut durch
Ha usha ltsunsicherheiten hinausgeschoben werden.

- Um Wasserstoff insbesondere im Schwerlastverkehr und für Nutzfahrzeuge einzuset-
zen, muss die Hz-Tankinfrastruktur entlang der Hauptverkehrsachsen, aber auch in der
Fläche ausgebaut werden. Hier kommt der lntralogistik eine Schlüsselrolle zu, da Lkw
dorthin fahren, wo sie be- und entladen werden. Der Markthochlauf von Wasserstoff in
der lntralogistik muss dementsprechend gezielt gefördert werden.

lnitiativen zur Umstellung und Erweiterung bestehender lnfrastrukturen zur Bereitstel-
lung von Wasserstoff wie z. B. der Gasnetzgebietstransformationsplan (GTp) des DVGW
e.V. müssen intensiviert und unterstützt werden.

Die Förderinstrumente müssen technologieoffen sein und dürfen in der Hochlaufphase
nicht auf grünen Wasserstoff begrenzt werden, da dies preistreibend wirkt. Vergleich-
bar zum lnflation Reduction Act der USA muss auch Europa auf ein Fördersystem set-
zen, bei dem die stufenmäßige Reduktion der erzeugten Emissionen entsprechend be-
lohnt wird, solange sie auf das Ziel einzahlt, langfristig Klimaneutralität zu ermöglichen.
Die höheren Kosten für die Erzeugung von grünem Wasserstoff können dabei über ent-
sprechend höhere Sätze oder eine gesonderte Förderlinie ausgeglichen werden. Zudem
sollten die zu hohen Stromkosten als zentraler Kostentreiber gesenkt werden.

Deutsche und bayerische Unternehmen müssen dabei unterstützt werden, lpCEl (lm-
portant Projects of common European lnterest) intensiver zu nutzen.

- Auch zur Errichtung oder Umstellung von H2-Speichern sind lnvestitionsanreize und
Fördermaßnamen nötig.

unterschiedliche Förderprogra mme m üssen kombiniert werden können.

- Auch das bayerische Förderprogramm zum Aufbau einer Elektrolyse-lnfrastruktur
(bayFELl) ist wichtig und sollte mit Förderprogrammen auf europäischer und nationaler
Ebene vereinbar sein.

5
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3 Rechtsrahmen

Gestaltung eines klaren und verlässlichen Regelwerks zum Hochlauf der

Wasse rstoffwi rtschaft

Ein kohärenter und effektiver regulatorischer Rahmen für Wasserstofftechnologien ist ent-

scheidend für die erfolgreiche Etablierung der Wasserstoffwirtschaft. Er schafft Planungs-

sicherheit für lnvestoren und stärkt den Markt für Wasserstoff als Energielösung.

Ein Kraftwerkssicherheitsgesetz, das den Zubau dringend notwendiger steuerbarer Kapazi-

täten an geeigneten Standorten anreizt, muss umgehend verabschiedet werden, um dann

zeitnah die ersten Auktionen einzuleiten.

Das Wasserstoffbeschleunigungsgesetz muss zukünftig nicht nur schnellere Genehmigun-

gen für,,überragend im öffentlichen lnteresse" eingestufte Wasserstoffprojekte umfassen,

sondern auch Derivate wie Methanol oder synthetisches Methan abdecken.

Etwa 50 bis 70 Prozent des benötigten Wasserstoffs werden importiert werden müssen.

lmporte müssen so ausgestaltet werden, dass die Transformation der lndustrie im Ganzen

unterstützt wird sowie deutsche Produktionsstandorte erhalten und weiterentwickelt wer-

den können. Die lmportstrategie setzt zu Recht auf eine Diversifizierung der lmportländer

(EU-Anrainerstaaten, Norwegen, Nordafrika usw.) und versucht, durch langfristige Nach-

fragestärkung auf dem deutschen Markt lnvestitionssicherheit bei Marktteilnehmern her- .

zustellen. Hinzu kommen Maßnahmen wie der Aufbau der Angebotsseite durch gezielte

Förderung und Aufbau der lnfrastruktur (Terminals, Pipelines, Schiffstransport), Verhand-

lung von Standards auf internationaler Ebene, bi- und multikulturelle Kooperationsformate

sowie Förderung von Forschung und Entwicklung

Daneben muss auch die lokale Produktion gefördert werden. Die aktuelle Fassung des

EnWG bietet eine gute Grundlage, indem sie Wasserstoffnetz und Erdgasnetz als infra-

strukturelle Einheit betrachtet. Sie sieht einen integrierten Netzentwicklungsplan (NEP) auf

Transportnetzebene für Erdgas und Wasserstoff vor, mit dem das bestehende Erdgasnetz

iterativ auf ein Wasserstoffnetz umgestellt werden soll. Nun gilt es, dies in der Praxis kos-

teneffizient und mit Rücksicht auf die Verbraucher schnellstmöglich umzusetzen. Es ist

dringend notwendig, die weitere Planung anzugehen und die gesetzlichen Rahmenbedin-

gungen für Verteilnetze festzulegen.

Die europäischen Vorschriften sollten angepasst und die engen Kriterien pragmatisch er-

weitert oder zumindest zeitlich gestaffelt werden. Bei der Umsetzung der Renewable

Energy Directive lll (RED lll) in nationales Recht bis Mitte 2025 ist es wichtig, technologie-

offen und farbenplural vorzugehen. Als maßgebliches Kriterium wäre ein Ansatz, der auf
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den COz- Fußabdruck und nicht das Herstellungsverfahren abstellt, zielführender. So müs-
sen neben der elektrolytischen Erzeugung von Wasserstoff mittels regenerativen Stroms
auch alle übrigen Technologien, die sich zur treibhausgasarmen Herstellung von Wasser-
stoff eignen, wie z.B. Chlor-AlkaliElektrolyse in Verbindung mit kohlenstoffarmem Strom,
Dampfreformierung, biogener Wasserstoff oder andere Prozesse unter Einsatz von Biome-
than und/oder CCUS-Technologien (Speicherung/Nutzung des entstehenden Kohlenstoff-
dioxids beziehungsweise Kohlenstoffs)der Wasserelektrolyse regulatorisch grundsätzlich
gleichgestellt werden. Zudem ist unverständlich, warum aktuell COz-arm€r blauer Wasser-
stoff nicht auf die Zielerfüllung angerechnet werden kann, sondern im Gegenteil aufgrund
der aktuellen Berechnungsmethodik, die Zielerreichung sogar erschwert. Diesen Sachver-
halt gilt es zu prüfen und gegebenenfalls anzupassen, jedenfalls für die Hochlaufphase.

Eine schnelle, preiswerte Umsetzung könnte durch Co-Processing in den Raffinerien in Ver-
bindung mit flexibler Allokation der erneuerbaren Eigenschaften auf die Produkte erzielt
werden.

Die Zielvorgabe für die lndustrie, einen Anteil in Höhe von 42,5 Prozent erneuerbarer
Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs (Renewable fuels of non-biological origin, RFNBO)
am Gesamteinsatz von Wasserstoff zu erreichen, darf nicht auf der Unternehmensebene
verankert werden. Das Ziel muss vielmehr auf nationaler Ebene verankert werden, denn
die Erreichung hängt von vielen Faktoren ab, wie dem Ausbau der lnfrastruktur, die das
einzelne Unternehmen nicht beeinflussen kann.

Wasserstoff kann in allen Sektoren die Transformation unterstützen (vgl. auch oben Kapi-
tel 2). Deswegen sollte der Staat bestimmte Wasserstoffanwendungen weder explizit noch
implizit durch Benachteiligung in gesetzlichen Vorgaben im Vorhinein ausschließen. ln
diesem Sinne ist die Berücksichtigung von Wasserstoff in GEG und Wärmeplanungsgesetz
zu begrüßen. Wir brauchen insgesamt eine regulativ faire Behandlung von synthetischen
Kohlenwasserstoffen und Biomethan, sowie emissionsarmen Wasserstoff aus nicht strom-
basierten Quellen. lm Verkehrssektor sollte eine Gleichstellung aller Arten erneuerbaren
Wasserstoffs angestrebt werden. Bislang kann z. B. grüner Wasserstoff (Renewable fuels
of non-biological origin, RFNBO), der in Raffinerien zur Herstellung von Kraftstoffen einge-
setzt wird, auf das nationale System der Treibhausgasminderungsquote angerechnet wer-
den, nicht jedoch Wasserstoff aus nachhaltiger Biomasse. Um die Dekarbonisierung des
Verkehrs zu beschleunigen, sollte dies im Zuge der RED lll-Umsetzung korrigiert werden.

7
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4 lnfrastru ktu ra ufba u
sch nelle ve rn etzu ng von wasserstoffp rod u ktions- u nd r m portsta ndortenmit Verbrauchszentren

Bis Anfang der dr:eißiger Jahre müssen alle Regionen in Bayern mit wasserstoff versorgtwerden können, sei es durch lmporte oder durch lokale produktion.

4'1' Erzeugung von wasserstoff und seinen Derivaten
Technologisch verfügen wir über erhebliches Know-ho\ru im Bereich wasserstoff in Bayernund Deutschland' Es ist unerlässlich, die Prozesskompetenz im Bereich der wasserstoff-technologie zu erhalten und zu stärken. Hierfür irt 

"in. "ig"ne 
wasserstoffproduktion er-forderlich' durch die wir die Entwicklung und den Betrieb di"r", Technorogie vor ort för-dern' was zu einer erhöhten Expertise und einer stärkeren regionalen wertschöpfungführt' Dies ermöglicht auch, auf dem gtobalen Markt für wasserstofftechnotogien wettbe-werbsfähig zu bleiben, und die entsprechenden wertschöpfungsp"rro"ni,".i"ru nutzen.

Es bedarf einerausgewogenen Balance zwischen industrienahen und EE-nahen Elektroly-seuren' Zudem steht mit einer intelligenten Kombination aus winukraft und photovoltaikmit dezentralem Elektrolyseur geraae bei aktuellen siro,.nn"azengpässen die sektorüber_greifende option einer Einspeisung in umzuwid;;";;;;;;r, bzw. wasserstoffnetze zurverfügung' Große Elektrolyseure sowie Rückverstrorrngränr.gen an den schnittstetten

i,H:i"" 
überregionalen strom- und Gasnetzen ermögri.r.,"" 

"i* rr";,;;äng beider

lm gleichen Zuge ist sicherzustellen, dass 
-ein 

massiver regionarer Ausbau der erneuerbarenEnergien sowie der geplante Ausbau der übertragu.grn"'t.; stattfindet, um eine system-und netzdienliche grüne wasserstoffproduktion *.i'r tuoen zu bewerksteligen. Diebestehenden Netzengpässe dürfen dabei nicht noch weiter verschärft werden. Auch derdringend notwendige Ausbau der grenzüberschreitenden strom-rnfrastruktur ist vor die-sem Hintergrund von Bedeutung' Durch die erhöhte N..r,rrrc" nach klimaneutral produ-ziertem strom für die wasserstoffetektrolyse darf der ohnehin im internationalen Ver-gleich nicht mehr konkurrenzfähige Strompreis 
"d; ";;;;iter steigen. Eine erfotgreichewasserstoffwirtschaft setzt voraus, dass sich Erzeugrn*r- *o Einkaufspreise sowie dieKosten für die darauffolgenden Prozesse in absehbarer zeit und mit hinreichender pla-nungssicherheit auf einem international wettbewerbsfähigen Niveau darstellen tassen.

Emissionsarmer Hz auch aus nicht strombasierten Quellen, wie aus Abfall-Biomasse, in derTransformation aüch brauer Hz (über coz-Abscheidung), sowie die rntegration von
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Wasserstoffderivaten erlauben die Weiternutzung bereits bestehender lnfrastrukturen.
Auch eine Erzeugung der Derivate vor Ort stellt eine wesentliche Säule der Versorgungsi-
cherheit dar. Um die Transformation hin zum klimafreundlichen Luftverkehr mit syntheti-
schen Kraftstoffen in flüssiger Form voranzutreiben, sind auch Flughäfen als zukünftige
Standorte für Wasserstoff-Erzeugung und Verwendung zu berücksichtigen. Der Flughafen
München hat besondere Kompetenz durch den Betrieb der weltweit ersten Wasserstoff-
Tankstelle für Bodenfahrzeuge in einer langjährigen Testphase (lggg-2}O7) erworben.
Diese Kompetenz gilt es um die Betankung von Wasserstoff-Flugzeugen mit Verflüssigung,
Lagerung von Wasserstoff sowie Elektrolyse zu erweitern.

Wasserstofffähige dezentrale Wärmeerzeuger können den Hochlauf unterstützen, wenn
einerseits über die Haushalte eine gesicherte Abnahmebasis für Wasserstoffproduzenten
besteht, zu Beginn in Form einer Beimischung, und andererseits eine breitere Kundenbasis
auch lndustrie- und Gewerbebetriebe dauerhaft bei den Netzentgelten im Verteilnetz ent-
lastet.

lm Sinne derVersorgungssicherheit und der dringend benötigten Erneuerung des beste-
henden Kraftwerksparks für Reservekapazitäten ist die Verabschiedung des Kraftwerkssi-
cherheitsgesetzes (KWSG)von entscheidender Bedeutung. Bis 2030 benötigen wir zusätz-
lich rund 21 GW steuerbare Leistung, um die lntegration der erneuerbaren Energien vo-
ranzutreiben und die Systemstabilität des Stromnetztes zu unterstützen. lnsbesondere
wasserstofffähige Gaskraftwerke bieten eine zukunftsfähige Lösung, da sie nicht nur kurz-
fristig Versorgungssicherheit gewährleisten, sondern auch langfristig einen Beitrag zur Kli-
maneutralität ieisten können.

4.2 Transport, Verteilung und Speicherung Wasserstoff und H2-Derivaten

Der Aufbau einer Wasserstoffinfrastruktur muss mit Hochdruck vorangetrieben werden.
lm Zuge dessen müssen die Wasserstoffimport- und Produktionsstandorte bis spätestens
2032 mit den Verbrauchszentren schnell und kosteneffizient vernetzt werden. Auch die
Planung einer Cracker-lnfrastruktur für den lmport von Wasserstoffder:ivaten (beziehungs-
weise der entsprechenden lnfrastrukturen für LOHC) muss schnell konkretisiert werden.
Die Gesamtlänge des am22. Oktober 2O24vonder Bundesnetzagentur genehmigten H2-
Kernnetzes beträgt 9.040 km. Das Kernnetz besteht zum überwiegenden Teil aus umge-
stellten Erdgasleitungen (ca. 60 Prozent). lm Zuge der Umstellung darf es zu keinen Lie-
ferunterbrechungen für die lndustrie kommen.

Es ist zu begrüßen, dass das am 22. Oktober 2024 genehmigte Wasserstoff-Kernnetz einen
deutschlandweiten Aufbau der Wasserstoff-Transportinfrastruktur vorsieht, der allen Regi-
onen den Zugang zur Dekarbonisierungsoption Wasserstoff ermöglicht. Da in Bayern wich-
tige lndustriezentren und ein Luftverkehrsdrehkreuz von internationalem Rang liegen, so-
wie die wichtige lmportroute über ltalien und Österreich in Bayern angebunden ist, wird

9



vbw

Infrastruktu raufbau

der Freistaat ein essenzieller Teil des Wasserstoff-Kernnetzes und wichtiges Wasserstoff-

Drehkreuz werden. Die Versorgung der süddeutschen lndustrie über eine Pipeline-Anbin-

dung aus Norda.frika über ltalien und Österreich wäre ein wesentlicher Pfeiler im Hinblick

auf die Versorgungssicherheit. Gleichzeitig muss die Diversifizierung der lmportrouten ei-

nen offenen Zugang zu allen potenten Wasserstoff-Quellen bieten. Der Hafen Triest bietet

sich ebenso wie das kroatische Krk an, um Wasserstoff und deren Derivate aus günstigen

Produktionsländern zu importieren.

Für die Weiterentwicklung der Wasserstoffnetze ist entscheidend, dass der lnvestitions-

rahmen für die Berücksichtigung des höheren Ausfallrisikos so angeglichen wird, dass der

Zugangzu privatwirtschaftlichen lnvestitionen in die Wasserstoffinfrastruktur im Vergleich

mit anderen Energieinfrastrukturen möglich ist. Hinsichtlich der Entgeltberechnung und -

entwicklung für angeschlossene Wasserstoffkernnetznutzer muss Planungssicherheit ge-

währleistet werden. Bei kurzfristigen und unerwarteten Anpassungen des Hochlaufent-

gelts beziehungsweise prohibitiv hohen Netzentgelten würden wichtige lnvestitionen in

Wasserstoffanwendungen bei initialen Netznutzern ausgebremst, was es zu vermeiden

gilt.

Für die Erweiterung der Wasserstoffinfrastruktur in die Fläche über das Kernnetz hinaus

müssen ebenso ein Regulieru ngsrahmen und Finanzieru ngskonzept aufgestellt werden.

Auf Verteilnetzebene sollte im Zuge der kommunalen Wärmeplanung möglichst bald fest-

gelegt werden, wo (Teil-)Netze von Erdgas auf Wasserstoff umgewidmet werden. Die loka-

len Ver.teilnetze müssen differenziert betrachtet werden: Während in einigen Bereichen

Wasserstoff zum Erdgas beigemischt werden kann, mgss die Beimengung in anderen Netz-

bereichen begrenzt werden, da bestimmte Anlagen sonst nicht mehr sicher betrieben wer-

den können. Hierzu bieten sich Umfragen zu Wasserstoffbedarfen an, und es sollten lnitia-

tiven wie der Gasnetzgebietstransformationsplan (GTP) berücksichtigt werden (H2vorOrt).

Bei den Fernleitungen ist eine getrennte lnfrastruktur für einerseits methanhaltige Gase

(Erdgas, Biomethan, synthetisches Methan) und andererseits Wasserstoff sinnvoll, um die

stoffliche Nutzung weiterhin zu ermöglichen.

Speicher sind ebenfalls ein zentraler Bestandteil der Wasserstoffinfrastruktur. Die entspre-

chenden Grundlagen - insbesondere die Verfügbarkeit entsprechender Speicherstätten

und die Möglichkeiten zur Umwidmung von heutigen Erdgasspeichern - sind umgehend zu

klären. Aus diesem Grund ist die durch das Bayerische Staatsministerium für Landesent-

wicklung Wirtschaft und Energie begonnene Studie zu Gas-Speicherstätten in Bayern zu

begrüßen.

Bayerische Wasserstoffstrategie 2.0

Die Bayerische Staatsregierung will den Aufbau von Leitungsnetzen, Speichern und Lo-

gistiklösungen begleiten und unterstützen. Planungs- und Genehmigungsverfahren sollen

bayernweit einheitlich gestaltet und beschleunigt werden. Der Bau von Elektrolyseuren

soll durch das Bayerische Elektrolyseurförderprogramm (BayFELl) weiter gefördert
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werden. ln ,,geeigneten Fällen" soll durch staatliche Beteiligung an ,,hiesigen Unterneh-
men", die für die Hz-lnfrastruktur zuständig sind, der Hochlauf angeschoben werden. Au-
ßerdem soll die Basisinfrastruktur an Hz-Tankstellen weiter ausgebaut und Hz-Speicherpo-
tenzial im geologischen untergrund in einer studie analysiert werden.

Der Ausbau der H2-lnfrastruktur ist essenziell für das Gelingen der Energiewende. Daher
ist die weitere Begleitung und Unterstützung der Staatsregierung beim Ausbau der H2-lnf-
rastruktur -2. B. die geplante lnbetriebnahme des H2-Clusters Burghausen bis spätestens
,,Anfang 2026" - notwendig und richtig. Eine bayernweite Vereinheitlichung und generelle
Vereinfachung von Planungs- und Genehmigungsverfahren ist ein wichtiger Schritt. Auch
die Schaffung staatlicher Anreize bei der Wasserstoffproduktion entspr.icht unserer Forde-
rung. Dabei sollte der Fokus aber nicht nur auf Elektrolyseuren, sondern auch auf dem
Ausba u von Wasserstoff-Speichern liegen.

Abzulehnen ist hingegen eine staatliche Beteiligung an privaten lnfrastrukturunterneh-
men. Es gibt keine Anhaltspunkte, dass ein solcher Eingriff erforderlich wäre oder den
Hochlauf der lnfrastruktur beschleunigen könnte. lm Übrigen bleibt das Papier auch in die-
sem Bereich sehr vage.
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5 lnternationale Kooperationen und Partner-

sc h afte n

Auf ba u strategisch e r Pa rtnersch aften, Expo rtch a nce n fü r Wasse rstofftech-

nologien und Sicherung von Rohstoffen

Der Aufbau einer globalen Wasserstoffwirtschaft erfordert internationale Zusammenarbeit

und gemeinsame Anstrengungen von Regierungen, Unternehmen und Forschungseinrich-

tungen. Deutschland und Bayern werden aufgrund ihrer hohen lndustrialisierung und des

im globalen Vergleich relativ geringen Potenzials für erneuerbare Energien zu Nettoimpor-

teuren von Wasserstoff und seinen Derivaten. Um diese Entwicklung erfolgreich zu gestal-

ten, müssen frühzeitig strategische Partnerschaften mit potenziellen Exportländern etab'

liert werden.

Zu Recht wird in der H2-lmportstrategie der Bundesregierung auf eine breite Diversifizie-

rung verwiesen. Deutschland sollte sich nicht von einem Hz-Exporteur abhängig machen.

Es müssen sowohl traditionelle Energieexporteure als auch Länder mit großem Potenzial

für grünen Wasseistoff in Betracht gezogen werden, wie die sonnen- und windreichen Län-

der in Nordafrika. Für Marokko hat eine vbw Studie bereits gezeigt, dass hier eine Wasser-

stofferzeugung für den bayerischen Markt zu interessanten Konditionen möglich ist. Eine

Herausforderung für die Umsetzung von entsprechenden Projekten stellen neben der Un-

sicherheit über künftige Marktpreise auch die hohen Kapital- und Finanzierungskosten dar.

Hier,ist zu prüfen, wie mittels einer intelligenten Kombination von Garantien und Finanzie-

rungsförderung durch Bayern, Deutschland und gemeinsam mit anderen EU-Staaten die

Erzeugungskosten gesenkt werden können. Seitens der europäischen Ebene ist eine Koor-

dinierung der verschiedenen Projekte sinnvoll mit dem 7iel, zügigeine Pipelineinfrastruk-

tur aufzubauen. Speziell interessant für Bayern ist unter anderem auch der Südkorridor

aus Tunesien über ltalien und österreich.

Die frühzeitige Umsetzung der Strategie in Form einer lnitiierung von Partnerschaften kann

Deutschlands Position im internationalen Energiehandel stärken und zugleich Exportmög-

lichkeiten für lndustrieanlagen und Maschinen eröffnen. Auch die lmplementierung von

Logistiklösungen kann aufgrund der vorhandenen Kompetenz durch deutsche und bayeri-

sche Unternehmen erfolgen.

Zusätzlich zum lmport von Wasserstoff gilt es, den Tugang zu weiteren strategischen

Ressourcen wie Platin oder seltenen Erden für Schlüsselkomponenten der Wasserstoff-

wirtschaft (2. B. Brennstoffzellen) zu sichern. lm Hinblick auf did ebenfalls erforderlichen

Hochleistungskunststoffe in Form von Fluorpolymeren gilt es, neue Hemmnisse durch EU-

Regulierung ( PFAS, REACH-Novel le) zu verhindern.
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6 COz-Strategie

COz- M a n ageme nt a ls wese ntl iche E rgä n zu n g zur Wasse rstoffstrategie

Für grüne Moleküle oder nachhaltige Kohlenwasserstoffe ist neben COz-neutralem
Wasserstoff in großen Mengen auch Kohlenstoff aus anerkannten euellen erforderlich

Ohne die breite Anwendung von COz-Abscheidung, -Nützung und -Speicherung (CCU/S -
Carbon Capture, Utilisation and Storage) kann ein lndustrieland wie Bayern seine Klima-
ziele nicht erreichen. Selbst bei vollständiger Umstellung auf eine COz-neutrale Energie-
versorgung wird es prozessbedingte COz-Emissionen geben, z. B. in der Zement- und Kalk-
industrie oder bei der Müllverbrennung, die auch zukünftig nicht vermieden werden
können. Für dieses COz müssen wir Möglichkeiten der Zwischenspeicherung und Weiter-
verwendung im Freistaat schaffen. Dies schließt auch eine lokale Erzeugung von Hz-Deriva-
ten aus dem lokal abgeschiedenen COz mit ein. Durch den Status eines überragenden öf-
fentlichen I nteresses an COz-Leitungsi nfrastru ktu r kön nen zügige Genehm igu ng mög-
lich gemacht werden.

Wir benötigen eine umfassende Kohlenstoffstrategie, die alle möglichen Kohlenstoffquel-
len (auch Biomasse, Abfall- und Reststoffe) integriert betrachtet. Nutzungsmöglichkeiten
dürfen nicht im Vorhinein von der politik ausgeschlossen werden

Parallel zum Aufbau der Wasserstoffinfrastruktur muss ein COz-Transportnetz geplant
werden, das COz-Erzeuger mit -Senken und -Speichern verbindet. ln unserer überarbeite-
ten Studie Analyse COz-lndustriebedorf Bayern (vbw/FfE Novembe r 2O24) zeigen wir ein
mögliches COz-Transportnetz auf, welches diese Anforderungen erfüllt. Die bayerische
Staatsregierung sollte selber die Ermöglichung der Absicherung durch Garantien prüfen
oder sich dafür einsetzen, dass - ähnlich wie beim Wasserstoffkernnetz - die Bundesregie-
rung mit staatlichen Garantien den Aufbau eines zumindest nationalen COz-pipelinenetzes
absichert und so eine schnelle Umsetzung bis Anfang der dreißiger Jahre unterstützt. Baye-
rische COz-Quellen und perspektivisch -Senken müssen Tugangzum deutschlandweiten
Netz erhalten.

Notwendig sind auch Zwischenspeicher im lnland, insbesondere zu Beginn möglichst auch
in Bayern. Auf Bundesebene muss dazu umgehend das Kohlendioxid-Speicherungsgesetz
(KSpTG) mit der vorgesehenen Opt-in-Lösung verabschiedet werden. Diese gilt es auf Lan-
desebene zu nutzen. Für weitere Details siehe die vbw Position Carbon Management.
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